
Berlin. Der Anteil der Vegetarier und Vegeta-
rierinnen hat sich in Deutschland in den ver-
gangenen zehn Jahren auf über vier Prozent
verdoppelt. Rund zwölf Prozent bemühen sich
als Flexitarierinnen und Flexitarier um redu-
zierten Fleischkonsum. Da der Pro-Kopf-Ver-
zehr aber im gleichen Zeitraum kaum zurück-
gegangen ist, muss ein anderer Teil der Be-
völkerung seinen Fleischkonsum erhöht ha-
ben. Laut dem am Mittwoch in Berlin vorge-
stellten Fleischatlas 2018 gibt es eine Gruppe
von rund fünf Prozent Vielfleischessern unter
denMännern. Sie verzehren fast dreimal so viel
Fleisch wie Durchschnittsdeutsche. Sie folgen

Trends wie im Hochglanzmagazin »Beef« be-
worbenes Wintergrillen oder der »Paleo-Diät«,
bei der steinzeitlich vor allem Fleisch gegessen
wird. Andere lassen sich von XXL-Schnitzeln
locken, deren Reste sie in »Schwächelfolie« mit
nach Hause nehmen können. »Pervers« nennt
das derVorsitzendedesBundes fürUmwelt und
Naturschutz, Hubert Weiger.
Nach Branchenzahlen haben die Deutschen

2016 pro Kopf im Schnitt 59 KilogrammFleisch
gegessen. Die Deutsche Gesellschaft für Er-
nährung empfiehlt höchstens die halbe Men-
ge. Für »Friss-die-Hälfte« plädieren auch die
Autoren des Fleischatlas.

Für kein anderes Konsumgut der Welt wird
so viel Land benötigt wie zur Herstellung von
Fleisch und Milch. Obwohl die nur 17 Prozent
des menschlichen Kalorienbedarfs decken,
werden für ihre Erzeugung 77 Prozent des glo-
balen Agrarlands beansprucht. Zwei Drittel da-
von sind Weiden, ein Drittel ist Ackerland für
Futtermittel. Dafür werden Regenwälder ab-
geholzt und Feuchtgebiete trockengelegt, die
als Kohlenstoffspeicher dienten. Alternativen
gibt es viele, darunter technologische Verspre-
chen wie Laborfleisch, dessen Klimabilanz bes-
ser sein soll. Oder einfach weniger Fleisch, oh-
ne Massentierhaltung. had Seite 2
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Jenseits vom Mettmann
Der Fleischatlas 2018 zeigt Alternativen zum Fleischkonsum

STANDPUNKT

Keine Wette auf
Laborfleisch
Robert D. Meyer fordert drastische
Mittel gegen den Fleischkonsum

Da brat mir doch jemand ein To-
futier! Der Fleischatlas 2018 ruft
uns wieder einmal in Erinnerung,
dass es mit unserem Hunger auf
tierische Proteine nicht so weiter-
gehen kann. Jahrzehntelange Ap-
pelle von Klima- und Umwelt-
schützern für eine Rückkehr zum
Sonntagsbraten fruchten nicht,
wie sie müssten, was der faktisch
kaum veränderte Pro-Kopf-Ver-
zehr zeigt. Im Gegenteil: Nach-
dem in den letzten Jahren die
pflanzliche Ernährung zwar grö-
ßere Akzeptanz erfuhr, macht sich
ebenso eine Gegenbewegung
breit, die Fleisch für den einzig
wahren Genussorgasmus hält.
Ein Blick in den Supermarkt-

prospekt reicht, um zu beweisen,
dass abgepacktes totes Tier
Ramschware und somit die Norm
bleibt. Beim Gedanken, dass wir
uns dieses blutige Fressfest nur
leisten können, weil ihm weltweit
noch nicht die Mehrheit der
Menschheit frönt, sollte uns das
nächste Schnitzel im Hals ste-
ckenbleiben. Dass dieses irgend-
wann als bezahlbare Alternative
aus dem Labor kommt, ist mög-
lich, doch für eine Wette auf die
Zukunft hat weder das Weltklima
noch die Kuh auf dem Weg zum
Schlachthof Zeit. Niemand weiß
mit Gewissheit, ob sich In-vitro-
Fleisch durchsetzt und es hin-
sichtlich der Vorteile für Umwelt
und Tierwohl hält, was die For-
schung verspricht.
Deshalb ist es Zeit für drasti-

sche Mittel: Mehrwertsteuer für
tierische Produkte auf 19 Prozent
rauf, die für pflanzliche Lebens-
mittel auf null senken. Es gibt
kein Recht auf Fleisch, erst recht
nicht in diesen Mengen.

UNTEN LINKS

Es ist viel Trubel in der Welt da
draußen. Da tut etwas Auszeit
gut. Herrlich sedierend ist ein
Blick auf die amtlichen Preisno-
tierungen der Süddeutschen But-
ter- und Käse-Börse sowie der
Amtlichen Notierungskommission
für Schnittkäse. Erstere sitzt übri-
gens in der Allgäu-, ähm, -me-
tropole Kempten, letztere in Han-
nover, worüber es ja bekanntlich
auch wenig zu sagen gibt. Die
Preisentwicklung bei »Marken-
butter geformt« bleibt ruhig,
während das lose Pendant sich
preislich »abwartend« verhält.
Falls Sie noch nicht eingeschlafen
sind, auch der »Butter- und Käse-
Lagebericht« präsentiert sich har-
monisch. »Die ruhige Nachfrage
nach Butter hält an. Emmentaler
geht gut in den Markt. Die nor-
male Nachfrage bei Weichkäse
hält an«, vermeldet dpa. Wäre es
nicht schön, wenn man das glei-
che wie über Butter und Käse
auch über Donald Trump schrei-
ben könnte? Vielleicht ist es ein-
fach ein Glück, dass Milchpro-
dukte nicht twittern können. Was
sie uns wohl zu sagen hätten? nic

Sondierer: Diesel
soll sauber werden
Union und SPD wollen Fahrverbote
vermeiden und Luft verbessern

Berlin. Union und SPD setzen in der De-
batte um Diesel-Fahrzeuge auf Nachrüstun-
gen an den Motoren. »Wir wollen Fahrver-
bote vermeiden und die Luftreinhaltung
verbessern«, heißt es in einem Papier der
Sondierungsgruppe zum Bereich Verkehr,
das der Nachrichtenagentur AFP am Mitt-
woch vorlag. Nötig sei ein Bündel von Maß-
nahmen mit »effizienteren und sauberen
Verbrennungsmotoren inklusive Nachrüs-
tungen«.
CDU, CSU und SPD kommen am Don-

nerstag zu ihrer letzten Sondierungsrunde
zusammen. Im Anschluss wollen die Par-
teien auf Grundlage der Ergebnisse darüber
entscheiden, ob sie in Koalitionsverhand-
lungen einsteigen. Bis zum Abschluss seien
die in den Arbeitsgruppen erzielten Eini-
gungen nur vorläufig, betonen die Verhand-
ler aller Seiten. AFP/nd Seiten 5 und 17

Katalanen einigen
sich auf Regierung
Puigdemont soll aus dem Exil zum
Präsidenten gewählt werden

Brüssel. In Katalonien haben sich die beiden
großen Unabhängigkeitsparteien nach Medi-
enberichten auf die Bildung einer Regierungs-
koalition geeinigt. Diese soll von dem im Ok-
tober von Madrid abgesetzten Regionalpräsi-
denten Carles Puigdemont geführt werden.
Das hätten Puigdemont und die Chefin der
linksnationalistischen Partei ERC, Marta Ro-
vira, am Dienstag in der belgischen Haupt-
stadt Brüssel beschlossen, berichteten Medi-
en unter Berufung auf Verhandlungskreise.
Die Allianz JuntsxCat (Gemeinsam für Ka-

talonien) von Puigdemont und ERC haben
nach der Neuwahl vom 21. Dezember keine
Mehrheit im Regionalparlament. Sie sind
deshalb auf die kleine linksradikale CUP an-
gewiesen. Vertreter dieser Partei reagierten
allerdings bereits sehr positiv auf die Mög-
lichkeit eines Comebacks von Puigdemont.
dpa/nd Seiten 4 und 8

Proteste gegen
neues Streikrecht
Griechenland: Gewerkschaft PAME
blockiert Regierungssitz

Athen. Aus Protest gegen geplante Änderun-
gen des Streikrechts haben Mitglieder der
kommunistischen Gewerkschaft PAME am
Mittwochmorgen den Haupteingang des Re-
gierungssitzes in der griechischen Hauptstadt
Athen blockiert. Bereits am Vorabend waren
Mitglieder der PAME ins Arbeitsministerium
eingedrungen und bis ins Büro der Ministerin
Evi Achtsioglou gelangt. Sie werfen ihr und
der Regierung von Ministerpräsident Alexis
Tsipras vor, das Streikrecht zunichte zu ma-
chen, für das Generationen von Arbeitern »ihr
Blut vergossen« hätten.
Im Rahmen der harten Spar- und Reform-

politik soll am kommenden Montag ein Ge-
setzesbündel vom Parlament in Athen gebil-
ligt werden. Unter anderem soll damit das
Streikrecht eingeschränkt werden. Für die
nächsten Tage haben die Gewerkschaften
weitere Proteste angekündigt. dpa/nd Seite 8
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Nur wenige Entschädigungen für Rotarmisten
Linkspolitiker Korte: Freie Mittel für Gedenkarbeit zum Schicksal sowjetischer Kriegsgefangener nutzen

Lediglich 1175 Anträge ehema-
liger sowjetischer Kriegsgefan-
gener in Deutschland auf eine
Entschädigung wurden bestä-
tigt. Eine beschämende Bilanz,
meint Linkspolitiker Jan Korte.

Von René Heilig

Im Januar vor 75 Jahren deutete
sich das Ende des Hitler-Regimes
an. In Stalingrad. Dort wurde die
6. deutsche Armee geschlagen. Für
viele Angehörige, die am faschis-
tischen Vernichtungskrieg im Os-
ten beteiligt waren, begannen
Qualen der Kriegsgefangenschaft.
Nur wenige kehrten heim.
Die offizielle Geschichtsschrei-

bung hierzulande gedenkt dieser
Opfer. Aber wie ist das mit den
rund fünf Millionen Rotarmisten,
die im Zweiten Weltkrieg in die
Hände der Angreifer gerieten?
Historiker schätzen, dass 3,3 Mil-
lionen ums Leben kamen.Man ließ
sie systematisch verhungern,
presste sie zur Zwangsarbeit oder

brachte sie planmäßig um. Vor al-
lem die Linksfraktion im Bundes-
tag setzte sich dafür ein, dass je-
nen, die die deutsche Kriegsge-
fangenschaft überlebten, wenigs-
tens symbolisch Gerechtigkeit wi-
derfährt. Im September 2015 be-
schloss das Parlament, dass ehe-
malige gefangene Rotarmisten ei-
nen Antrag stellen und – ohne
Rechtsanspruch – eine Anerken-
nungsleistung in Höhe von 2500
Euro erhalten können.
Bis zum 30. September vergan-

genen Jahres gingen beim zustän-
digen Bundesamt für zentrale
Dienste und offene Vermögensfra-
gen (BADV) 2025 Anträge ein.
1767 Antragsformulare liegen vor,
1175 wurden positiv beschieden.
429 Anträge hat man abgelehnt,
118 Anträge müssen noch bear-
beitet werden. An 1158 Antrag-
steller wurde die Anerkennungs-
leistung angewiesen oder bereits
ausgezahlt. Das geht aus der Ant-
wort der Regierung auf eine An-
frage der Linksfraktion hervor.

Höchst unterschiedlich fallen
die Anerkennungsquoten von
Bürgern aus den Nachfolgestaa-
ten der ehemaligen Sowjetunion
aus. Während rund 73 Prozent
der Anträge aus Russland posi-
tiv beschieden wurden, trifft das

bei Usbekistan nur für sechs Pro-
zent zu.
Offenkundig gibt es bei vielen

Antragstellern Schwierigkeiten,
geforderte Dokumente beizubrin-
gen. Das BADV hat versucht,
»durch eigene Recherchen den
Sachvortrag des Antragstellers zu
recherchieren bzw. die Plausibi-
lität der Angaben zu prüfen«.

»Die Bundesregierung versteht
diese Maßnahme als eine weitere
versöhnende Geste in den deutsch-
russischen Beziehungen.« Jan
Korte, der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der Linksfraktion,
der sich seit Jahrzehnten um Ge-
rechtigkeit für Opfer der Nazi-Ty-
rannei bemüht, spricht dagegen
von einer »bitteren und beschä-
menden Bilanz, angesichts von
Millionen Opfern«. Er schlägt eine
»Härtefallkommission« vor, auch
um den unterschiedlichen Ableh-
nungsquoten nachzugehen. Denk-
bar sei auch eine Verlängerung der
Antragsfrist. Die nicht abgerufe-
nen Mittel – derzeit rund sieben
Millionen Euro – sollten »für eine
Gedenk- und Bildungsarbeit zum
Schicksal sowjetischer Kriegsge-
fangener verwendet werden«.
Derzeit noch unbeantwortet

sind Fragen der Linksfraktion
nach der Teilnahme der Bundes-
regierung an den Gedenkfeiern in
Russland zum Sieg der Sowjetar-
mee bei Stalingrad.

»Eine bittere und
beschämende Bilanz,
angesichts von
Millionen Opfern.«
Jan Korte, Linksfraktion
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Mann nach Hetze gegen
Roma vor Gericht
Potsdam. Ein 37-jähriger Potsda-
mer muss sich seit Mittwoch vor
dem Amtsgericht verantworten,
weil er im Internet gegen Sinti und
Roma gehetzt haben soll. Laut An-
klage hatte er dazu die Facebook-
Gruppe zur Suche nach dem fünf-
jährigen Elias genutzt, den ein
Deutscher vor zweieinhalb Jahren
in Potsdam entführt und ermordet
hatte. Mit einem Posting unter sei-
nem Namen soll er Roma verdäch-
tigt haben, den Jungen entführt zu
haben. Die Staatsanwaltschaft
wirft dem Angeklagten Volksver-
hetzung vor. Mit seinem Posting
habe er die in Deutschland leben-
den Angehörigen der Sinti und Ro-
ma böswillig beschimpft und ih-
nen pauschal Inzest und Kindes-
entführung unterstellt, heißt es in
der Anklageschrift. Dies sei geeig-
net, den öffentlichen Frieden zu
stören. dpa/nd

Gräberfeld mit der Axt
beschädigt
Wittenberge. In Brandenburg sind
mehrere Grabsteine eines symbo-
lischen jüdischen Gräberfeldes be-
schädigt worden. Ein Mann habe
laut Zeugenaussage am Dienstag
mit einerAxt auf dieGrabsteinedes
Gräberfeldes in Wittenberge ein-
geschlagen und sich dann ent-
fernt, teilte die Polizei am Mitt-
woch mit. epd/nd

Anlauf zu Sanierung des
Werbellinkanals
Marienwerder. Die Sanierung des
Webellinkanals südlich der
Schorfheide rückt näher. Den
Bauauftrag will die Gemeinde
Marienwerder (Barnim) in den
nächsten Wochen ausschreiben,
wie der Direktor des Amts Bie-
senthal-Barnim, André Nedlin,
sagte. Mit dem Beginn der Sanie-
rung rechnet er bis Juni. Bis Ende
März 2019 muss ein Teilstück des
2015 gesperrten Kanals, der an ei-
nigen Stellen angeblich undicht
ist, wieder freigegeben werden,
sonst muss Marienwerder knapp
5,3 Millionen Euro EU-Fördermit-
tel zurückzahlen. Laut Baufirma
tritt Grundwasser hinter dem
Damm aus. Ein Gerichtsverfahren
zwischen Gemeinde und Baufir-
ma ist bis zur Vorlage eines Gut-
achtens ausgesetzt. dpa/nd

Ausstellung »Drauf
geschissen« läuft länger
Storkow. Wegen der guten Reso-
nanz wird die Ausstellung »Drauf
geschissen« auf der Burg Storkow
bis zum 4. Juni verlängert. Bisher
sahen mehr als 20 000 Gäste die
vor einem Jahr eröffnete Sonder-
schau zur Geschichte der Toilette,
informierte Tourismusmanager
Andreas Gordalla. Er schätzte, die
Besucherzahl lasse sich bis Juni
noch verdoppeln. Wachsender
Beliebtheit erfreuen sich die »Öf-
fentlicher Stuhlgang« genannten
Führungen. Dafür schlüpft der als
Nachtwächter bekannte Detlev
Nutsch in die Rolle des »Toilet-
ten-Freds«. dpa/nd

Krankenschwestern häufig krank
Gesundheitsbericht belegt überdurchschnittliche Ausfallzeiten des Personals in der Pflege
Die belastende Schichtarbeit führt
dazu, dass Krankenschwestern und
Altenpfleger häufiger ausfallen als
der Durchschnitt der erwerbstäti-
gen Bevölkerung.

Von Andreas Fritsche

Sie sollen alte und kranke Menschen
pflegen, sind aber selbst oft krank.Der
Krankenstand bei Altenpflegerinnen
lag im Jahr 2016 in Brandenburg bei
9,1 Prozent, der bei Krankenschwes-
tern, Rettungssanitäterinnen und
Hebammen bei 7,7 Prozent. Bei ih-
ren männlichen Kollegen sind die
Zahlen nicht ganz so hoch, liegen aber
zumindest auch leicht über dem
brandenburgischen Durchschnitt von
sechs Prozent. Der höhere Kranken-
stand im Gesundheitswesen erklärt
sich unter anderem mit den beson-
deren Belastungen der Schichtarbeit.
Das geht hervor aus dem mittler-

weile vierten Gesundheitsbericht für
Berlin-Brandenburg, präsentiert am
Mittwoch von Kai Uwe Bindseil, dem
Clustermanager für die Gesundheits-
wirtschaft in beiden Bundesländern.
Ausgewertet wurden die Daten von
sechs gesetzlichen Krankenkassen,
darunter die großen Kassen AOK und
Barmer, außerdem Zahlen der ge-
setzlichen Unfallversicherung und
der Rentenversicherung. Der Bericht
basiert auf Daten von rund 87 Pro-
zent aller sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten in der Region. Pri-
vate Krankenversicherungen haben
ihre Zahlen nicht zur Verfügung ge-
stellt, heißt es. Demnach sagt der Be-
richt nichts über den Krankenstand
bei den Beamten aus.
Erfasst sind auch nur die Fehltage,

die per Krankenschein belegt sind.Die
Erkältung, die der Patient mit viel
Schlaf, Tee und Tabletten innerhalb
von drei Tagen auskuriert, ohne zum
Arzt zu gehen, ist nicht mitgerech-
net. Im Durchschnitt war jeder er-
werbstätige Berliner oder Branden-
burger 20 Tage im Jahr krank ge-
schrieben. Das summiert sich bei 2,2
Millionen Erwerbstätigen auf 44,7
Millionen verpasste Arbeitstage und
ergibt einen wirtschaftlichen Verlust
von 4,35 Milliarden Euro. Wie schon
2014 und 2015 ist auch 2016 der
Krankenstand in Brandenburg wie-

der leicht angestiegen. In Berlin und
im Bundesmaßstab geht der Trend in
dieselbe Richtung. Es hat mit der Be-
völkerungsentwicklung zu tun. Älte-
re Beschäftigte müssen sich nun ein-
mal häufiger krank melden als jün-

gere. Unter denen, die 55 Jahre und
älter sind, liegt der Krankenstand bei
acht bis neun Prozent, bei den 20- bis
35-Jährigen nur bei etwas mehr als
drei bis vier Prozent. In Brandenburg
arbeiten zehn Prozent aller Beschäf-

tigten im Gesundheitswesen. Ent-
sprechend bedeutsam ist jetzt schon
der Krankenstand beim Pflegeperso-
nal, und dann wird die Zahl der Al-
ten und Kranken in Zukunft auch
noch zunehmen. Da nahezu Vollbe-
schäftigung herrsche, lasse sich Ar-
beits- und Erwerbsunfähigkeit von
Mitarbeitern kaum kompensieren,
sagte Stefanie Stoff-Ahnis von der
Geschäftsleitung der AOK Nordost.
Deshalb sei Vorbeuge wichtig.
»Prävention ist hier das Gebot der

Stunde«, findet auch Gesundheitsmi-
nisterin Diana Golze (LINKE). Es ge-
he darum, Arbeitsunfälle zu vermei-
den und Belastungen zu reduzieren.
Beschäftigte fest anzustellen und ih-
nen den Tariflohn zu zahlen, wäre
wirtschaftlich vernünftig. Denn Ge-
sundheitsexperten wissen: Prekäre
Beschäftigung macht krank.

healthcapital.de/
gesundheitsbericht2017

Im Krankenhaus Spremberg Foto: imago/Rainer Weisflog

Fakten
} Rückenschmerzen, Bandscheiben-
vorfälle und andere Skelett- und
Muskelerkrankungen sind verant-
wortlich für 20 bis 25 Prozent aller
Fehltage. Bis die Patienten wieder
arbeiten können, dauert es dann
im Schnitt 23 Tage.

} Auf Platz zwei der häufigsten Er-
krankungen folgen Depressionen,
Belastungsstörungen und andere
psychische Probleme. Auf ihr Konto
gehen 15 bis 18 Prozent der Fehl-
tage. Es folgen mit 13 bis 17 Pro-

zent Infektionen, Bronchitis, Man-
delentzündungen und weitere
akute Atemwegsbeschwerden.

} Im Jahr 2014 lag der Berliner
Krankenstand noch bei 5,7 Prozent
und damit 0,2 Prozent niedriger als
2016. Das durchschnittliche Alter
der Berliner Bevölkerung liegt et-
was unter dem Bundesdurch-
schnitt. In Brandenburg erhöhte
sich der Krankenstand um 0,3 auf
6,0 Prozent. Hier liegt das Alter
über dem Bundesdurchschnitt. af

Jüdische Kinder von polnischen Eltern gerettet
Im Landtag werden 15 Schicksale von Holocaust-Überlebenden vorgestellt

»Meine jüdischen Eltern, meine
polnischen Eltern« heißt eine Aus-
stellung, die am Dienstagabend im
Landtag eröffnet wurde.

Von Wilfried Neiße

»Todesstrafe, weil sie ein Kind be-
herbergte.« So ist ein Kapitel im 1965
erschienenen Braunbuch überschrie-
ben, das dem Senatspräsidenten beim
Bundespatentgericht Dr. Josef Gan-
ser gewidmet ist. In seiner Position als
Oberregierungsrat und Abteilungs-
leiter III der Hauptabteilung Justiz im
»Generalgouvernement« hatte Gan-
ser im Januar 1944 die Polin Anna
Zwarycz an denGalgen gebracht, weil
sie ein jüdisches Kind bei sich aufge-
nommen hatte.
Eine am Dienstagabend eröffnete

Ausstellung im Landtag beweist, dass
der teuflische Sinn aller Gansers die-
ser Welt Menschlichkeit niemals ab-
töten konnte. Unter dem Titel »Meine
jüdischen Eltern, meine polnischen
Eltern« widmet sich die Schau, die vor
zwei Jahren auch im Foyer des nd-Ge-
bäudes gezeigt wurde, dem Schicksal
von rund 5000 jüdischen Kindern, die
gerettet werden konnten, weil Polen
sie bei sich versteckt hielten. Dies un-
ter Lebensgefahr, wie der Abgeord-
nete Marco Büchel (LINKE) in seinen
einführenden Worten betonte.
In Zusammenarbeit von Rosa-Lu-

xemburg-Stiftung, Büro Warschau,
und der polnischen Assoziation »Kin-
der des Holocaust« werden in der
Ausstellung 15 Einzelschicksale von
Menschen dargestellt, die zumeist
erst als Erwachsene von ihrer Her-
kunft erfahren hatten. Die Einladung
spricht von einer außerordentlich er-
greifenden, sensibel umgesetzten

Ausstellung. Die Vorsitzende der Lu-
xemburg-Stiftung, Dagmar Enkel-
mann, erinnerte daran, dass von rund
sechs Millionen in Zweiten Weltkrieg
von den Faschisten ermordeten Ju-
den die Hälfte polnische Staatsbür-
ger waren. Die Ausstellung werde
auch über den Internationalen Holo-
caust-Gedenktag am 27. Januar hin-
weg im Potsdamer Parlament zu se-
hen sein. Den Gedenktag hatte einst
der damalige Bundespräsident Ro-
man Herzog angeregt. Herzog mach-
te allerdings auch mit dem fahrlässi-
gen Satz auf sich aufmerksam, über
Auschwitz wisse er nun wirklich al-
les, was es dazu zu sagen gebe.
Die Vorsitzende der Assoziation

Joanna Sobolewska-Pyz gehörte zu
den geretteten Kindern. Sie war am
Dienstagabend in Potsdam dabei und
schilderte ihr Schicksal. Im Unter-

schied zu den meisten anderen be-
troffenen Kindern weiß sie, dass sie
am 31. Juli 1939 in Warschau gebo-
ren wurde und die ersten Lebensjah-
re im Ghetto verbracht hatte. Im Ap-
ril 1943 hatten ihre Eltern sie he-
rausschleusen können – »schmutzig
und verlaust, wie ich war«.
»Und das Wunder geschah.« Es

fanden sich zweite Eltern für sie, »von
denen ich alles bekam«. Die jüdi-
schen Eltern trennten sich fast immer
erst dann von ihren Kindern, wenn sie
glaubten, ihrem Ende in der Gas-
kammer nicht mehr entrinnen zu
können. »Lange habe ich angenom-
men, dass ich das einzige auf diese
Weise gerettete Kind bin«, sagte Jo-
anna Sobolewska-Pyz. Später gehör-
ten der Assoziation »Kinder des Ho-
locaust« rund 800 Mitglieder an. Auf-
genommen wurde, wer zu Kriegsbe-

ginn 13 Jahre oder jünger war. Mu-
sikalisch umrahmt war die Veran-
staltung, an der auch Sozialministe-
rin Diana Golze (LINKE) teilnahm,
von der Gruppe »Manifest«. Der Ex-
Bundestagsabgeordnete und Musik-
lehrer Harald Petzold (LINKE) sang
jiddische Lieder »gegen das Verges-
sen«, und Sobolewska-Pyz sagte am
Ende zu ihm: »Wenn es Ihnen nichts
ausmacht, werde ich Ihnen einenKuss
geben.«
Zu den Gästen des Abends gehörte

auch Winfried Junge, Regisseur der
Dokumentarfilmreihe »Die Kinder
von Golzow«. Er habe erlebt, wie jü-
dische Kinder gefangen genommen
wurden. »Von da an ging es in den
Tod.« Verstanden habe er als min-
derjähriger Beobachter gar nichts:
»Was hatten sie verbrochen?« In der
DDR-Fernsehserie »Wege übers Land«
wurde dargestellt, wie auch eine
Deutsche, die in Polen angesiedelt
werden sollte, ein verlassenes jüdi-
sches Kind bei sich aufnahm.
In dem eingangs geschilderten Fall

des Nazi-Juristen Ganser war die an-
geklagte Polin Anna Zwarycz, die ein
jüdisches Kind retten wollte, zuvor so-
gar von einem deutschen Gericht frei-
gesprochen worden. Erst Gansers In-
tervention führte zur Wiederaufnah-
me des Verfahrens vor dem deut-
schen Obergericht Krakau und letzt-
lich zu ihrer Verurteilung als »Schäd-
ling am deutschen Volk«. Aufgrund
der Enthüllung in der DDR musste
Ganser, dessen Karriere bezogen auf
die Aufarbeitung der NS-Vergangen-
heit in der Bundesrepublik nicht die
Ausnahme, sondern die Regel war, in
den Ruhestand versetzt werden. Mit
für die 1960er Jahre beachtlichen
2400 D-Mark Pension monatlich.
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Migranten jetzt
schon in der
Gedenkstätte
Gedenkstättendirektor Günter
Morsch machte mit Kindern von
Einwanderern »keinerlei negati-
ve Erfahrungen mit Ausfällen
gegen Juden«.

Oranienburg. In der Debatte über
Antisemitismus von Zuwanderern
hat Günter Morsch, Direktor der
Stiftung brandenburgische Ge-
denkstätten, vor Pauschalisierun-
gen gewarnt. Die Orte des Nazi-
terrors wie die KZ-Gedenkstätte
Sachsenhausen werden auch von
vielen Schulklassen mit einem ho-
hen Migrantenanteil besucht, sag-
te Morsch der »Märkischen All-
gemeinen Zeitung« (Mittwoch).
Mit diesen Schülern habe die Ge-
denkstättenstiftung »keinerlei ne-
gative Erfahrungen gemacht, et-
wa mit Ausfällen gegen Juden
oder Ähnlichem«.
Probleme gebe es eher mit

deutschen Schülern, sagte
Morsch. »Deshalb halte ich es für
problematisch, wenn sich die De-
batte wieder auf Migranten be-
ziehungsweise Flüchtlinge kon-
zentriert und nicht gesehen wird,
dass wir in der Mehrheitsgesell-
schaft auch solche Konflikte ha-
ben.«
Zwar kommen außerhalb von

Schulbesuchen nur wenige Mi-
granten in die Gedenkstätten,
sagte Morsch. »2016 und 2017 be-
wegte sich die Zahl im einstelli-
gen Bereich.« Dem Vorschlag der
Berliner Staatssekretärin Sawsan
Chebli (SPD) zu Pflichtbesuchen
unter anderem von Integrations-
klassen erteilte der Historiker
dennoch erneut eine Absage.
Pflichtbesuche seien ein »Zwangs-
korsett« und könnten auch das
Gegenteil der erhofften aufklä-
renden Wirkung zur Folge haben.
»Gedenkstätten sind keine anti-
faschistischen Durchlauferhitzer,
sie sind nur ein Mosaikstein eines
umfassenden Bildungspro-
gramms.«
Die Besucherzahlen in Sach-

senhausen seien in den vergan-
genen 25 Jahren sehr stark ge-
stiegen, sagte Morsch. Während
1993 noch knapp 170 000 Besu-
cher gezählt wurden, kommen in-
zwischen jährlich mehr als
700 000 Menschen in die Gedenk-
stätte. Das historische Grundwis-
sen über die Nazizeit sei zugleich
bei jungen Besuchern weniger gut
als früher. »Unsere Pädagogen
müssen ein Drittel der Zeit auf die
Vermittlung von geschichtlichen
Basics verwenden«, erklärte
Morsch. »Dergleichen müssten ei-
gentlich Geschichtsunterricht und
Elternhaus vermitteln.«
Der Direktor stellte zugleich

den brandenburgischen Schulen
ein gutes Zeugnis im Umgang mit
der NS-Geschichte aus. »Das The-
ma wird in Brandenburg besser
und intensiver behandelt als in
Berlin«, betonte Morsch. So gebe
es in Brandenburg inzwischen fast
2000 spezielle Gedenkstättenleh-
rer als Mittler zwischen Schulen
und Gedenkstätten. Während die
Zahl der Schulklassen, die Ge-
denkstätten wie Sachsenhausen
und das Haus der Wannseekon-
ferenz besuchen, in Berlin in den
vergangenen Jahren deutlich ge-
sunken sei, sei die Zahl der Bran-
denburger Schulklassen gleich
geblieben. epd/nd

Fremde Art
in der Oder
Schwedt. Im Nationalpark Unteres
Odertal breitet sich eine gebiets-
fremde Wasserpflanze aus. Der ur-
sprünglich aus Amerika stammen-
de Große Algenfarn, der bis zu ei-
nen Hektar große Schwimmtep-
piche auf der Wasseroberfläche
bildet, sei vor Kurzem an der
Schwedter Querfahrt und im
Odervorland entdeckt worden,
teilte das Umweltministerium am
Mittwoch in Potsdam mit. Der
Große Algenfarn könnte bei star-
ker Entwicklung die heimische
Tier- und Pflanzenwelt beein-
trächtigen. epd/nd

V E R S C H I E D E N E S

Adler ohne See?
Am Schweriner See haben 
Seeadler noch eine Heimat. 
Das soll so bleiben.
Das Netzwerk Lebendige 
Seen sorgt dafür.
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